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Sophie Achermann ist diese Tage eine
vielbeschäftigte Frau. Sonntag, der 7.
Februar 2021, steht schon lange dick
umrandet in ihrer Agenda. Für dieGe-
schäftsführerin von Alliance F, dem
Dachverband der Schweizer Frauen-
organisationen, ist das 50-Jahre-Jubilä-
um der Einführung des Frauenstimm-
rechts eingrosserTag.DasCoronavirus
verhindert zwarFeierlichkeiten,dieder
Bedeutung des Anlasses gerecht wür-
den. Ganz darauf verzichtet Alliance F
abernicht:ViaZoomhält derDachver-
band eine «Geburtstagsfeier 50 Jahre
Demokratie»ab.DieTeilnehmerinnen
werden mit einem Stück Kuchen und
einem Getränk in der Hand zu Hause
vor den Computerbildschirmen «Hel-
vetia ein Ständchen singen».

Doch unter die Freude über das Ju-
biläum des wichtigen Meilensteins
mischt sich bei der 28-jährigen Acher-
mann auch eine grosse Portion Fas-
sungslosigkeit darüber, wie wenig lan-
gedieserTag zurückliegt – unddieEnt-
schlossenheit, sich nicht auf dem
Erreichtenauszuruhen.Bis zurEinfüh-
rung des Frauenstimmrechts am 7. Fe-
bruar 1971 sei dieSchweizkeineDemo-
kratie gewesen, hält Achermann fest.
Diese Tatsache hallt nach: «In der
Schweiz haben Männer während über
120JahrendieGesetzealleinegeschrie-
ben.Dashinterlässt Spurenbisheute.»

«Frauensindpolitischweiterhin
deutlichuntervertreten»
Dass die Gesetze nicht mehr nur aus-
schliesslich Väter, sondern auch mög-
lichst viele Mütter haben, ist Acher-
manneinHerzensanliegen. ImVorfeld
der eidgenössischen Wahlen vom Ok-
tober 2019war sie amProjekt «Helve-
tia ruft!» beteiligt. Dessen Ziel: mög-

lichst vielenFrauenzurWahl indenNa-
tional- und Ständerat verhelfen. Der
Erfolg lässt sich sehen: ImNationalrat
stieg der Frauenanteil auf rekordhohe
42Prozent an. ImStänderat sitzenneu
zwölfFrauen, vordenWahlenwarenes
sechs gewesen. Doch damit sind wei-
terhin drei Viertel der Ständeratsmit-
glieder männlich: «Die Frauen sind in
der Schweiz politisch weiterhin deut-
lich untervertreten», sagtAchermann.

«Wennwir zusammenhalten,
habenwirdieMehrheit»
Um das langfristig zu ändern, versu-
chen Alliance F und ihre Verbündeten
mit«Helvetia ruft!» anderBasis anzu-
setzen: in den Kantonen und Gemein-
den.Dort steht esumdieFrauenvertre-
tung vielerorts noch schlechter als auf
Bundesebene (sieheArtikel rechts). So-
phie Achermann bezeichnet kommu-
nale und kantonale Ämter als «Nach-
schublinien» für die Bundespolitik.
Mentorinnen, Infoveranstaltungen,
LobbyingbeidenParteienunddieAus-
wertungenvonWahllistenund -ergeb-
nissen sollen möglichst viele Frauen
zum Schritt in die Politik ermuntern:
«Die Wahlen 2019 waren erfreulich,
aberwennwir bei diesemThemaauch
nur ein bisschen nachlassen, ist der
Fortschritt schnell zunichtegemacht»,
gibt Achermann zu bedenken.

Dieser Fortschritt bei der politi-
schen Partizipation der Frauen lässt
sichwissenschaftlich belegen.Wie die
PolitikwissenschafterinCloé Jans vom
Forschungsinstitut GFS Bern in einem
Beitrag im Sammelband «50 Jahre
Frauenstimmrecht» aufzeigt, hat sich
dienochbisMitteder 2000er-Jahre im
Vergleich zu den Männern durch-
schnittlichsechsProzent tiefereStimm-
beteiligung der Frauen unterdessen
praktischangeglichen.Dashatdazuge-

führt, dass sich die Frauen in jüngster
Vergangenheit immer häufiger an der
Urnedurchsetzenkonnten:EineMehr-
heit der Abstimmungsvorlagen, bei
denen Frauen und Männer in ihrer
Mehrheit unterschiedlicher Meinung
waren, ging im Sinne der Frauen aus.
Jans stellt eine «Repolitisierung» der
Jugend fest. Das zeige das CS-Jugend-
barometer.ThemenwieGleichheit und
Feminismus seien jungen Menschen
wichtig – FrauenwieMännern.

Auf die Unterstützung derMänner
zählt auchSophieAchermannvonAlli-
ance F. Aus ihrer Sicht brauchen die
Frauen vor allemmehr finanzielle Un-
abhängigkeit. Dazu gehöre einerseits
eine bessere Vereinbarkeit von Beruf
undFamilie.Andererseits einEndeder
BenachteiligungvonZweiteinkommen
bei den Steuern für Paare, die de facto
meistens die Frauen betreffen. Und
eine Verbesserung der Situation der
Frauen bei der Altersvorsorge. Seien
Frauennichtmehrfinanziell voneinem
Mann abhängig, könnten sie sich auch
besser gegen Gewalt wehren: «Dann
haben sie dieOption, zu gehen.»Auch
wennesbeiderWahlder richtigenMit-
tel unterschiedliche Ansichten gebe:
«Was diese Ziele angeht, sind sich die
Frauen aller Parteien einig.»

Der «Schweizer Illustrierten» sag-
te Simonetta Sommaruga (SP) bei
einem gemeinsamen Interview mit
ihren beiden Bundesratskolleginnen:
«Wenn wir Frauen im Bundesrat zu-
sammenhalten, habenwir faktisch im-
merdieMehrheit,weilwir immereinen
Mann finden, der uns hilft.» Zur Voll-
endungderDemokratiebraucht esaber
mehr als ein männliches Bundesrats-
mitglied. Wie am 7. Februar 1971
braucht esdieUnterstützungeiner kla-
renMehrheit derMänner für die Frau-
en in diesemLand.

Auch 50 Jahre nach der Einführung des Frauenstimmrechts ist die politischeMacht in der Schweiz immer noch ungleich verteilt
zwischen denGeschlechtern. TrotzHindernissen ist die Ausgangslage der Frauen für entscheidende Veränderungen besser denn je.

Die Vollendung der Demokratie geht weiter

Demokratie mit
Nachholbedarf:
Teilnehmerinnen
am Frauenstreik 2019
in Lausanne.
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Bald sieben Kantone
ohne Frauen regiert
ImMärz dürfte imWallis eineweitere
reinmännliche Regierung gewählt werden.

Nach 12 Jahren und drei Amts-
zeiten tritt die Walliser SP-
Gesundheitsdirektorin Esther
Waeber-Kalbermatten (68)
nicht mehr zur Wiederwahl an.
Ihr erstmaliger Einzug in den
Staatsrat 2009 war historisch:
ZumerstenMal, seit dieFrauen
im Wallis 1970 das Wahlrecht
erhalten hatten, war die Kan-
tonsregierung damit kein rein
männlichesGremiummehr.

Mit dem Rückzug Waeber-
Kalbermattensdürfte eswieder
dazu kommen.Dennaussichts-
reicheFrauenkandidaturen sind
keine in Sicht. Damit wäre das
Wallis bereits der siebteKanton
ohneeineFrau inderRegierung.
Ende 2014 sass noch in jeder
kantonalenExekutiveeineFrau.
Seither sind in Luzern, Tessin,
AppenzellAusserrhoden (2015),
Aargau (2016), Graubünden
(2018) und Uri (2020) reine
Männerregierungen gewählt
worden.KommtdasWallis hin-
zu, so lebt eineBevölkerungvon
1,7Millionen in Kantonen ohne
weibliche Regierungsbeteili-
gung, darunter vier der neun
einwohnerstärkstenKantone.

«ImWallismüssendie
Galaxien richtig stehen»
ImWallis kommt es zu zwei Va-
kanzen.DieSPwillWaeber-Kal-
bermattens SitzmitNationalrat
Mathias Reynard verteidigen.
Der 33-Jährigegab imJuni seine
Kandidatur für das Co-Präsi-
diumderSPSchweiz auf, um ins
RennenumeinenSitz imStaats-
rat einzusteigen. Er betonte
zwar stets, er wolle keiner Frau
imWeg stehen. Doch in der SP
war allen klar: Reynard ist das
stärkstePferd imStall.DerLeh-
rer ist über die Parteigrenzen
hinaus populär und verpasste
2019 nur äussert knapp die
Wahl in den Ständerat.

Auch für die Nachfolge des zu-
rücktretenden CVP-Staatsrats
JacquesMelly liess sich trotzder
laut Partei «grossen Anstren-
gungen»keineFrauenkandida-
tur finden. Den Sitz soll der we-
nig bekannte SergeGaudin (47)
verteidigen.ErkannzwarErfah-
rung inderPrivatwirtschaft vor-
weisen, doch ist seinpolitischer
Leistungsausweis alsCVP-Exe-
kutivmitgliedder 1600-Seelen-
GemeindeEvolènebescheiden.

Wie der «Walliser Bote» in
einer Analyse schrieb, dürfen
neben den Bisherigen Chris-
tophe Darbellay (CVP) und Ro-
berto Schmidt (CSPO) SP-Kan-
didatMathiasReynardundSVP-
Mann Franz Ruppen mit einer
Wahl rechnen.BeimfünftenSitz
geht die Zeitung von einem
Zweikampf zwischenCVP-Neu-
ling SergeGaudin und dembis-
herigen FDP-Staatsrat Frédéric
Favre aus. Den einzigen weibli-
chenAnwärterinnen,MagaliDi
MarcoundBrigitteWolf vonden
Grünen,werdennurAussensei-
terchancen zugestanden. Dass
die im Wallis dominierende
CVP nicht in der Lagewar, eine
Frauenkandidatur aufzubauen,
verärgerte viele Frauen: «Im
WallismüssennichtnurdiePla-
neten, sondern ganze Galaxien
richtig stehen, damit eine Frau
in den Staatsrat gewählt wird»,
sagteeineGrünen-Politikerin zu
«LeMatinDimanche».

Aus Frauensicht hoffnungs-
voller sieht es bei den zeitgleich
stattfindendenWahlen imKan-
tonSolothurnaus.DieChancen,
dass neu drei Frauen im fünf-
köpfigen Regierungsrat sitzen,
sind gut. Es wäre nach der
Waadt, Zürich und dem Thur-
gauder vierteKantonmitweib-
licher Regierungsmehrheit.

Christoph Bernet

Gruppenbild mit Hunden und Dame:
das offizielle Foto desWalliser
Staatsrats aus dem Jahr 2020.
Bild: Olivier Maire

FrauGutjahr, SiemüssenHerrn
WermuthsPartei dankbar sein.Die
SP forderte seit 1904dasFrauen-
stimmrecht,währenddieSVP-Vor-
gängerparteiBGBnoch1959die
Nein-Paroledazubeschloss.
Diana Gutjahr: Selbstverständlich bin
ich dankbar, dass ich heute als Frau
wählen, abstimmenundmichpolitisch
betätigen kann. Ich habe grossen Re-
spekt vor all den Frauen, die das mit
ihrem Einsatz ermöglicht haben. Mit
Jahrgang 1984 kenne ich es allerdings
gar nicht anders, als dass ich als Frau
die gleichenRechte habewie dieMän-
ner. ImGegensatz etwazumeinerMut-
ter, die in den 1940er-Jahren geboren
wurde, habe ich das grosse Privileg,
dass mir nie jemand vorgeschrieben
hat,was ich tunundwas ich lassen soll.
Heute sind wir glücklicherweise so
weit, dass die Frauen gleichberechtigt
sind.DieMöglichkeiten, diedasbietet,
müssenwirFrauennunauchwahrneh-
men. Denn mit unseren Rechten sind
auch Pflichten verbunden.

HerrWermuth, als erfolgreiche
Unternehmerin ist FrauGutjahr ein
Vorbild für jungeFrauenund tut
damit dochvielmehr fürdie
Gleichberechtigung, alswenndie
SP ineinemManifest eine«starke
feministischeLinguistik» fordert.
Cédric Wermuth: Man sollte das eine
nicht gegendasandereausspielen.Vor-

bilder zu haben, war für Bewegungen
schon immer wichtig, besonders auch
für die Frauenbewegung. Für junge
MädchenwieunserebeidenTöchter ist
es zentral, dass es Politikerinnen und
Unternehmerinnen wie Diana gibt, an
denen sie sich orientieren können.
Doch Gleichberechtigung ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, die
auch unsMänner etwas angeht und in
unserem Interesse ist. Die Geschichte
zeigt, dass es nicht ausreicht, wenn ei-
nige wenige die Gleichberechtigung
vorleben.Esbraucht sowohldenpoliti-
schenEinsatz für gesellschaftlicheRe-
gelnals auchden individuellenEinsatz
für mehr real existierende Gleichbe-
rechtigung imAlltag.

Gibt esparteiübergreifendUnter-
schiededarin,wieMännerundwie
FrauenPolitikmachen?
Gutjahr: Ichdenke,die eigeneHerkunft
unddieDinge,mit denenman sich be-
ruflich und im Alltag beschäftigt, prä-
gen die politischeHaltung undHeran-
gehensweise. Ich sehe vieles durch die
Augen einer Unternehmerin. Aber ich
denke,Frauensindgrundsätzlichetwas
sensibler und sozialer eingestellt.
Wermuth:FrauenundMännermachen
unterschiedliche biografische Erfah-
rungen. Anders als meine SP-Co-Prä-
sidentin Mattea Meyer wurde ich bei-
spielsweise nie gefragt, wie ich Kinder
undPolitikunter einenHutbringe.Und

wir erhalten zwar beide sehr viele Be-
leidigungen zugeschickt. Bei Mattea
sinddaaber immerauchAndrohungen
von sexualisierter Gewalt dabei. Das
sind andere Erfahrungswelten. Aber
das sorgt nicht für unüberwindbare
Unterschiede.Beimirwar es ein langer
Lernprozess bis ich realisierte, wie viel
einfacher ich es alsMann imVergleich
zu gleichaltrigen Frauen hatte – und
weiterhin habe.

WomerkenSiedaskonkret?
Wermuth: Schauen Sie das Parlament
an. Da gibt es unzählige Männer, die
frisieren sich nie. Die steigen aus dem
Bett und kommen so ins Bundeshaus.
Gutjahr:Derwar gut! (lacht)
Wermuth:Das könnten sich die Frauen
niemals erlauben!Eswürde sofort eine
Schlagzeilegeben.Das zeigt,wieunter-
schiedlich Frauen undMänner immer
noch bewertet werden. Es geht nicht
um Gleichmacherei, sondern darum,
dass jederMensch so sein kann,wie er
oder sie will. Davon profitieren am
EndeauchdieMänner:Wirkönnenuns
von alten Rollenbildern befreien.

Frauen sind inFührungspositionen
weiterhin signifikantuntervertre-
ten, übernehmendenGrossteil der
Erziehungs-undHaushaltsaufga-
ben, arbeitenviel häufigerTeilzeit
alsMänner. Ist dieGleichberechti-
gungwirklicherreicht?

Gutjahr: Ja. Wir haben die gleichen
Rechte und Pflichten. Ich fühle mich
nirgendwo benachteiligt. Am Ende
muss jede Person für sich entscheiden,
was sie möchte und was nicht. Kinder
zu haben etwa bedeutet Verzicht in an-
deren Bereichen, aber auch keine Kin-
der zu haben, bedeutet Verzicht. Paare
sollen Beruf und Familie so aufteilen
können,wiees für siepasst.Wirmüssen
aufpassen,dassdieDebattenicht kippt.
Ich erlebe immer häufiger, dass sich
Frauen,dieauf eigenenWunschbeiden
Kindern bleiben, diskriminiert fühlen.
Wermuth: Natürlich hat es Fortschritte
gegeben in den letzten 50 Jahren. Aber
die Frauen sind in der Schweiz weiter-
hin einem viel grösseren Armutsrisiko
ausgesetzt. Sie erhalten einerseits für
gleicheArbeitweniger Lohnundande-
rerseits sind die für die Gesellschaft
enormwichtigenBerufewieetwa inder
Kinderbetreuung oder der Altenpflege
deutlichunterbezahlt,weil sie vonFrau-
enausgeübtwerden.Heutemachtman
die Frauen individuell verantwortlich.
Sie seien selber schuld, siemüsstenhalt
härter verhandeln. Aber das ist falsch.
Zu behaupten, alle könnten ihr Leben
sogestalten,wie sie sichdaswünschen,
ist eine elitäre Haltung: Dasmussman
sich zuerst leisten können. Deshalb
braucht es,wiebeiderVolksschule, eine
flächendeckende und gebührenfreie
externe Kinderbetreuung mit einem
garantierten Platz für jedes Kind.

Gutjahr:Mehrals99ProzentderUnter-
nehmen inder Schweiz sindKMU.Die-
sekennen ihreMitarbeitendenund ihre
familiäre Situation gut und versuchen,
bezüglich Vereinbarkeit von Beruf und
Familie individuell zufriedenstellende
Lösungenzufinden. JedeGemeindehat
andere Bedürfnisse. Eine nationale,
kostenlose Regelung ist in meinen Au-
gen der falsche Weg. Das belastet die
Steuerzahler massiv. Wir dürfen auch
die Kinderlosen nicht vergessen, die
bereits heute in vielen Fällen einen ho-
hen Beitrag an die Finanzierung der
Kinderbetreuung leisten.

Brauchtdie Schweiz eineFrauen-
quote fürFührungspositionen?
Gutjahr:GemischteTeamserzielenbes-
sere Ergebnisse. Mehr Frauen in Füh-
rungspositionen sind erwünscht. Aber
das Wachstum geschieht bereits ohne
Quote –aufnatürlicheWeise.Wirhaben
immermehrhervorragendausgebilde-
te Frauen in den Firmen, die ihrerseits
Frauen fördern. Das ist besonders bei
denKMUzu beobachten, wie eine Stu-
die der Uni St.Gallen zeigt. Die Quote
würde dazu führen, dass Frauen unter-
stelltwürde, siehätten ihrePositionnur
wegen ihres Geschlechts erhalten.
Wenn ich irgendwo angefragt werde,
weil «man noch eine Frau braucht»,
sage ich sofort ab. Ich will wegen mei-
nen Kompetenzen, nicht meines Ge-
schlechts zumZug kommen.

Wermuth:DasBeispielNorwegenzeigt:
Mit einer Quote kann man die Unter-
vertretungderFrauen inFührungsposi-
tionen sehr schnell korrigieren. Ohne
gesetzlicheVorschriftenziehenMänner
andere Männer nach. Und zwar nicht
nachKompetenzkriterien, sondernweil
daMännernetzwerke undMachtstruk-
tureneinegrosseRolle spielen. Ich stim-
me mit Diana überein, dass eigentlich
die Kompetenz das alleinige Kriterium
sein sollte. Heute muss eine Frau für
einenKaderjob eine absoluteÜberflie-
gerin sein, beiMännern reicht oft auch
Mittelmass und das richtige Netzwerk.
Das ist auch eine Quote, aber halt für
die Männer. Eine Frauenquote balan-
ciert das aus – und kann dann wieder
abgeschafftwerden.

AproposFraueninFührungspositio-
nen:Werden Sie die erste SVP-Bun-
desrätin?
Gutjahr: Was morgen ist, weiss ich
nicht. Ichbin sehr verankert inunserem
Familienbetrieb. Ich bin in erster Linie
Unternehmerin und in zweiter Linie
Politikerin. Aber ich weiss: Man darf
niemals nie sagen.
Wermuth:Gratuliere, das war jetzt eine
klassische Bewerbungsrede für das
Amt! So töntdasbei allenUnternehme-
rinnenundUnternehmernmitBundes-
ratsambitionen. (lacht)
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«Das könnten sich
die Frauen niemals
erlauben!»
Als linkerMann hat sichCédricWermuth denKampf
für Gleichstellung auf die Fahne geschrieben.
Als rechteUnternehmerinwehrte sichDianaGutjahr
gegen denVaterschaftsurlaub. Ein Streitgespräch
über den Stand derGleichstellung.

Der Aargauer Cédric Wermuth (34)
sitzt seit 2011 im Nationalrat. Seit 2020
ist er Co-Präsident der SP Schweiz.

Diana Gutjahr (37) führt ein Metallbau-
unternehmen in Romanshorn TG.
Seit 2017 ist sie SVP-Nationalrätin.
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